Die Zeitung erſcheint 
täglich, 
Vormittags 11 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feſttage. 
IDEE —— 
Alle 
reſp. Poſtämter nehmen 
Beſtellung darauf an. 


Pränumerations⸗Preis 
pro Quartal 
25 Sildergrofchen, 
in allen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie 
1 Thlr. 1¼ ſgr. 
AR 
Expedition: 
Krautmarkt 12 1053. 


Im Verlage von Herm. Gottfr. Effenbart's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenb art. 


6. er 8 0 


NO. 292. Donnerſtag, den 200. Dezember 1849. 


Da mit dem 1. Jannar 1850 ein neues Abonnement auf unſere Zeitung beginnt, ſo werden die 
geehrten Leſer derſelben erſucht, ihren Pränumerationsſchein bald gefäligft in unſerer Expedition, 


Krautmarkt No. 1053, erneuern zu wollen. Der Pränumerationspreis für die Zeitung incl. Provinzial⸗ 
Anzeiger beträgt pro Quartal 25 Sgr., für auswärtige Abonnenten 1 Thlr. 14 Sgr. du 107 
Wer auf den Provinzial⸗Anzeiger beſonders zu abonniren wünſcht, zahlt monatlich in unſerer Expe⸗ 


dition 13 Sgr., frei ins Haus geliefert 27 Sgr. 


Inſertionen im Provinzial: Anzeiger: 6 Pf. die Petitzeile, g Schriftſorten werden nach dem 


Raum berechnet. 


ie Redaction. 


Bekannt ma ch un g. 


101 Die Verordnung vom 26. November d. J. über die Aus⸗ 
führung der Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe des 
deutſchen Parlaments ſchreibt vor: f 


AUnter g. 12: So lange der Grundſatz wegen Aufhebung 


der Abgabenbefreiungen in Bezug auf die Klaſſenſteuer und 
direkte Gemeindeſteuer noch nicht durchgeführt iſt, ſind die zur 
Zeit noch befreiten Perſonen aus dieſem Grunde von der Wahl 
nicht auszuſchließen. W. g 

Unter H. 17: Die zur Zeit von der Klaſſenſteuer und 
direkten Gemeindeſteuer noch befreiten Perſonen (F. 12.) find 
in diejenige Abtheilung aufzunehmen, welcher ſie angehören, 
wenn die Befreiungen bereits aufgehoben wären; 

und der H. 5. des zu jener Verordnung ergangenen 
Reglements vom 4. d. M. fügt hinzu: 

Steuerfreie Wähler, welche auf Grund des H. 12 u. 17 
der Verordnung ihr Stimmrecht auszuüben wünſchen, müſſen 
ſich bei der Behörde, welche die Wählerliſte aufſtellt, innerhalb 

einer von derſelben feſtzuſetzenden und bekannt zu machenden 
Friſt anmelden und derſelben die Grundlagen der für ſie an⸗ 
zuſtellenden Steuerberechnung angeben. Unterlaſſen ſie die An⸗ 
meldung, ſo werden ſie nicht in die Liſten aufgenommen; ver⸗ 
ſäumen ſie es, die Grundlagen der für ſie anzuſtellenden 
Steuerberechnung rechtzeitig anzugeben, ſo werden ſie in die⸗ 
jenige Abtheilung geſetzt, welche die Behörde für angemeſſen 
erachtet. } 

In Gemäßheit deſſen werden die Herren Geiſtlichen, 
Lehrer, ferner die Militair⸗Perſonen des ſtehenden Hee⸗ 
res und der Stamm⸗Mannſchaften der Landwehr, endlich die 
inactiven Militair⸗Perſonen, ſoweit alle ſolche in hieſiger Stadt 
oder in Grünhoff und Kupfermühle wohnhaft ſind „ aufgefor- 
dert, bis zum 22. Dezember d. J. einſchließlich, 

in den Vormittagsſtunden von 9 bis 1 Uhr, und in 
den Nachmittagsſtunden von 3 bis 5 Uhr, 
entweder ſchriftlich oder mündlich auf unferer Regiſtratur an⸗ 
zuzeigen 
I) ihren Stand und Namen, 
2) das Alter, 
3) die Wohnung, 
4) die Summe des Einkommens aus dem Amte nach Gelde 
1 berechnet, oder des Wartegeldes, 
widrigenfalls fie die oben aufgeführten geſetzlichen Nachtheile 
treffen f x 
„ Dabei wird bemerkt, daß es Seitens derjenigen Perſonen 
10 Jae Stände, welche nicht das 25ſte Lebensfſahr zu⸗ 
gelegt haben, nicht 200 Thlr. oder darüber an jährlichem 


angenommen. 


Einkommen beziehen (denn von einem geringeren Amts⸗ oder 


Penſions⸗Einkommen wird hierorts überhaupt keine direkte 
Communalſteuer entrichtet) und (mit Ausnahme der Militair⸗ 
Perſonen des ſtehenden Heeres und der Stamm⸗Mannſchaften 


der Landwehr, bei welchen es auf die Zeit des Aufenthaltes 
nicht ankommt) nicht bereits ſeit drei Jahren in hieſiger 


Stadt oder in Grünhoff und Kupfermühle ihren feſten Wohnſitz 


haben, der gedachten Anmeldung nicht weiter bedarf, weil der 
Mangel einer jener Eigenſchaften nach der Verordnung vom 
26. November d. J. von der Berechtigung zur Mitwahl über⸗ 
haupt ausſchließt. 


Stettin, den 15. Dezember 1849. 
Der Magiſtrat. 


Berlin, vom 20. Dezember. 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, den Vice⸗Präſi⸗ 
denten des Ober⸗Tribunals, Dr. Götze, von der ferneren Theilnahme an 
den Geſchäften des Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenz⸗Kon⸗ 
flikte zu entbinden und dafür den Geheimen Ober⸗Tribunals⸗Rath Ulrich 
zum Mitgliede dieſes Gerichtshofes zu ernennen; und dem Ober⸗Inſpek⸗ 
tor der Charite, Rechnungsrath Karl Heinrich Effe, den Charakter als 
Geheimer Rechnungsrath beizulegen. i 


Deutſchland. 


Berlin, 19. Dezember. Die heutige Sitzung der erſten Kammer 
wurde um 10 ¼ Uhr eröffnet. Auf der Tagesordnung fteht: 1) Fortſetzung 
der Berathung über die Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzial⸗Ordnung; 2) Be⸗ 
richt der Commiſſion zur Prüfung der Gemeinde ⸗Ordnung über die ſchließ⸗ 
liche Faſſung derſelben und nochmalige Abſtimmung über dieſes Geſetz; 
3) Bericht der Commiſſion zur Prüfung des Geſetz-Entwurfs wegen Er⸗ 
mäßigung der Briefporto⸗Taxe. 

Der Präſident theilt mit, daß ein Schreiben von ſieben preußi⸗ 
ſchen Biſchöfen, betreffend die Verhandlungen der erſten Kammer und 
die Aeußerungen des Miniſters in der Kirchen⸗ und Schulenfrage ergan⸗ 
gen fei. Er werde daſſelbe auf den Tiſch des Hauſes zur Einſicht nie⸗ 
erlegen. 

Man geht hierauf zum erſten Punkte der Tagesordnung, der fortge⸗ 
festen Berathung über die Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzialordnung über. 
Dieſelbe wird beendet. Die einzelnen Artikel werden theils nach dem 
Commiſſionsantrage, theils mit Berückſichtigung von Amendements ange⸗ 
nommen. Bei Gelegenheit des Art. 68, welcher von dem Fortbeſtand 
der kommunalſtändiſchen Einrichtungen ſpricht, erklärt der Herr Miniſter 
des Innern, daß es nicht die Abſicht der Regierung ſei, die kommunalſtän⸗ 
diſche Regierung ſofort zu ſiſtiren. 

Der Geſetz⸗Entwurf über die Gemeinde⸗Ordnung wird mit 107 gegen 
16 Stimmen angenommen. 4 

Der Gefep » Entwurf über die Ermäßigung der Brief = Porto - Taxe 
wird in der Faſſung der zweiten Kammer mit Stimmen - Einhelligkeit 
Schluß der Sitzung 1%, Uhr. 


Berlin, 19. Dezember. Nach Eröffnung der heutigen Sitzung der 
zweiten Kammer wird ein Schreiben des Präſidenten der erſten Kam⸗ 
mer verleſen, wonach derſelbe die endlichen Beſchlüſſe der erſten Kammer 


über die Verfaſſung bereits der Regierung mitgetheilt hat. Der Prafivent 


bemerkt hierzu, daſſelbe ſei auch ſeinerſeits mit den Beſchlüſſen der zwei⸗ 
ten Kammer geſchehen, die Regierung ſei ſonach im Beſitze der vollſtändi⸗ 
gen Beſchlüſſe beider Kammern. i 

Abg. Weihe erklärt, ſein Name befinde ſich unter einem heute ver⸗ 


Aheilten Antrage, „daß die Auflegung einer neuen Grundſteuer nur gegen 
billige Entſchädigung erfolgt,“ dies ſei irrthümlich, er unterſtütze einen ſol⸗ 
chen Antrag nicht. - | 825 

Auf die Bemerkung des Abg. v. Wer deck, die Commiſſion für die 
Habeas⸗Corpus⸗Akte möge ſich beeilen, erklärt ein Mitglied derſelben, die 
Berathung könne noch nicht beendet ſein. 

Auf der Tagesordnung fleht der Geſetz⸗Entwurf wegen Aufhebung 
des Intelligenz-Zwanges. Die Abgg. Hartmann und Wegener ſtel⸗ 
Ten ein Amendement, nach welchem fortan alle im Preußiſchen Staate zur 
Vertheilung gelangenden Zeitungen, welche Bekanntmachungen und Anzei⸗ 
gen gegen Bezahlung aufnehmen, einer Stempelabgabe von 1 Thlr. für 
jedes Exemplar unterliegen ſellen. Sie ziehen es auf den Einſpruch des 
Abg. Beſeler wieder zurück, um es bei Berathung des Preßgeſetzes wie⸗ 
derholt einzubringen. 

Der vorliegende Geſetz⸗Entwurf wird hierauf in allen Theilen in der 
Faſſung der erſten Kammer an genommen. 

Der Präſident vertagt hierauf die Kammer bis zum 4. Januar, dann 
werde ſofort die Berathung des Budgets beginnen. 

Schluß nach 1 Uhr. 

— In der „Conſtitututionellen Zeitung“ leſen wir heute: „Der Mini- 
ſter von Manteuffel bat jetzt täglich Morgens und Abends eine Sprech⸗ 
ſtunde für das Publikum angeſetzt.“ So viel wir wiſſen, beſteht dieſe 
Einrichtung bereits, ſo lange Herr von Manteuffel das Miniſterium des 
Innern verwaltet, und zwar in einer ſolchen Ausdehnung, wie fie ſich 
nur laß. mit den überhäuften Amtsgeſchäften dieſes Miniſters vereini⸗ 

en läßt. 
8 — Seitens der Stadtverwaltung geht in dieſen Tagen eine Petition 
gesen die Einkommenſteuer an die Kammern ab, worin in erſter Linie eine 

erwerfung der ganzen Einkommenſteuer, in zweiter darum gebeten wird, 
wenigſtens der Stadt Berlin für ihren eigenen Haushalt die Schlacht- und 
Mahlſteuer zu belaſſen. Als Hauptmotiv wird angeführt, daß nur eine 
allgemeine direkte Steuer, als Schlacht- und Mahlſteuer, die bedeutenden 
Bedürfniffe der Stadt ohne Ueberbürdung der Einzelnen decken könne, wo⸗ 
gegen, wenn man den Wohlhabenderen durch die Einkommenſtener die Laſt 
allein aufbürden wolle, eine Auswanderung derſelben die Folge ſein ar 

9 


. 3. C.) 
— Der rühmlichſt bekannte Publiziſt und Finanzier Otto Hübner be⸗ 
findet ſich gegenwärtig hier, in Folge einer Ausweiſung aus Wien, die, 
wie man ziemlich ſicher vernimmt, mit einem von demſelben veröffentlich 
ten Aufſatze in der Wiener „Preſſe“ über die deutſche Frage in enger 
Verbindung ſteht. Es mag in Wien der gouvernementalen Macht unbe⸗ 
guem geweſen 919 daß ein fo kenntnißreicher und in den Staatsgeſchäf⸗ 
ten erfahrener Mann ſich für den Erfurter Reichstag ausſprach und dem 
öſterreichiſchen Cabinet den Vorwurf machte, daß es nur negire. Wollte 
man in Preußen umgekehrt die ſchriftſtellernden Kräfte, welche für die 
Aa ene reſp. öſterreichiſche Politik von beiden Extremen aus, der 
keaktionairen wie der demokratiſchen, fechten, brach legen, fo gäbe das eine 
auſehnliche Proſkriptionsliſte. — Preußens Kraft vermag aber ſolche Ge⸗ 
genſätze zu ertragen und ihre Vermittelung durchzuſetzen, trotz der Speku⸗ 
lation der Peſſimiſten. (D. R.) 
— Die öſterreichiſchen Blätter haben ſeither nur von 4 Millionen 
falſchen Kaſſenanweiſungen in Preußen geſprochen. Das Frankf. Journal 
meldet bereits von 11 Millionen. Es heißt daſelbſt: In Preußen courſi⸗ 
ren gegenwärtig 25% Mill. Thlr. alter Kaſſenanweiſungen, 10 Mill. Thlr. 
Darlehnsſcheine, 11 Mill. falſche Papierthaler, 15 Mill. Banknoten, 10 
Mill. Treſorſcheine werden in Kurzem in Umlauf geſetzt und in glei ⸗ 
cher Sorte 21 Mill. Thlr. zum Eiſenbahnbau. Hierzu kommt das Pa⸗ 
piergeld der Provinzial⸗Banken und der ſtädtiſchen Kämmereien neben einer 
unverzinslichen Schuld von 140 Mill. Thlr. Wir bemerken zu dieſer ko⸗ 
miſchen Erzählung nur, daß die meiſten falſchen Kaſſenanweiſungen aus 
derſelben Himmelsgegend zu kommen ſcheinen, woher das Frankf. Journal 
ſein gutes Geld für ſolche Verdächtigungen gegen Preußen ene 3 
N. P. Z.) 


Vor einigen Tagen hatten drei aus England hierher gekommene 

Quäker eine Audienz beim Könige, in welcher ſie um die Theilnahme 

on Majeſtät des Königs für die Grundſätze der Friedens⸗Geſellſchaft 
aten. - 

— Die Quäſtur der hieſigen Univerſität ſucht jetzt mit Strenge die 
ſeit Jahren geſtundeten Honorare einzutreiben. Die Frequenz hat ſo be⸗ 
deutend abgenommen, daß ſich manche Docenten aus Mangel an gegen- 
wärtigen Zuhörern mit Eifer der alten erinnern. 

— Man erzählt ſich hier, Joh. Jacoby aus Königsberg ſei mit der 

Wittwe des verſtorbenen Prof. Dieffenbach verlobt. 

Potsdam, 19. Dezember. Geſtern am Namenstage Sr. Majeftät 
ves Kaiſers von Rußland, fand bei des Königs Majeſtät im Schloſſe 
hierſelbſt Diner en gala ſtatt, welchem außer den anweſenden Mitgliedern 
der Königl. Familie und den Hofſtaaten, der hier anweſende Prinz Wil⸗ 
helm von Baden Hoheit, fo wie der Kaiſerlich ruſſiſche Geſandte am hie⸗ 
ſigen Hofe, Freiherr von Mependorff nebſt Gemahlin, die übrigen Herren 
dieſer Geſandtſchaft und der Commandeur und die Stabs⸗Offiziere des 6. 
Küraſſier⸗Regiments, deſſen Chef Se. Majeſtät der Kaiſer iſt, und viele 
andere i Perſonen beiwohnten. 

Se. Maj. der König brachten bei dem Diner den Toaſt auf das 
Wohl Sr. Kaiſerlich ruſſiſchen Majeſtät aus. 

Zu Ehren des Tages hatten des Königs Majeſtät und die Königli⸗ 
chen Prinzen, Königl. Hoheiten, die ruſſiſchen Uniformen und Orden an- 
gelegt. (St.⸗A.) 
Erfurt, 13. Dezember. Am heutigen Tage ſtand der Buchdruckerei⸗ 
beſitzer Adolph Jungemann von Schleuſingen vor den hieſigen Aſſiſen. — 
Die Anklage gegen ihn lautete dahin, daß er die ſogenannte Heidelberger 
„Adreſſe, eine den König von Preußen ſchmähende Schrift, fo wie „das 
deutſche Rechenexempel“, das darauf abzwecke, den ungebildeten Theil des 
Volkes aufzuregen, abgedruckt und verbreitet habe. Der Angeklagte räumt 
den Druck beider Schriften ein und wird, da der Hofrath Pr. Habermann 
von Schleuſingen eidlich bekräftigt, den nach Jungemanns Behauptung von 
ihm gegebenen Auftrag zum Drucke nicht ertheilt zu haben, von dem Ge⸗ 


ſchwornengericht für ſchuldig erklärt, „die Ehrfurcht vor dem Könige ver⸗ 


letzt zu haben“. Der Gerichtshof erkannte hierauf auf zwei Jahre Ge⸗ 
fängniß, Verluſt des Bürgerrechts und der Nationalkokarde, fo wie Tra⸗ 
‚gung der Koſten. (C. 3.) 


lehnten Artikel aus Hannover iſt von Abtretung 


Weißenfels, im Dezember. Hier iſt ſeit dem 1. Oktober d. J. 
eine ſogenannte freie Gemeinde mit einer unter demſelben Titel erfcheinen. 
den Zeitſchrift, deren Zeitung in den Händen eines 20 jährigen Schreiberz 
Namens Teſchner ruht, ins Leben getreten. Dieſe Gemeinde ſucht ſich 
neuerdings noch in andern Orten auszubreiten, namentlich in Zeitz wo der 
zc. Teſchner an drei auf einander folgenden Montagen vor Verſammlungen 
von 3= bis 600 Menſchen Vorträge hielt. Den Verſammlungen in Weißen⸗ 
fels hat auch der removirte Prediger Wislicenus aus Halle wiederholt 
beigewohnt und Vorträge darin gehalten. Die Mitglieder des Vereing 
gehören zwar hauptſächlich der unterſten Schichte der bürgerlichen Geſell. 
ſchaft an, doch ſollen auch manche demokratiſch geſinnte Bürger Geſchmach 
daran finden. Die Tendenz des Vereins geht, nach der berührten Zeit⸗ 
ſchrift und aus den gehaltenen Vorträgen zu ſchließen, dahin, allen reli. 


giöſen und chriſtlichen Glauben beim gemeinen Mann vollſtändig zu beſei. 


tigen und unter dem Deckmantel religiöſer Lehren republikaniſchen und ſo⸗ 


eialiſtiſchen Ideen Eingang zu verſchaffen, um auf dieſe Weiſe für die Er. 


ſtrebung einer ſoeial⸗republikaniſchen Staatsform allmälig eine geſchloſſene 
Maſſe von Anhängern zu gewinnen. (C. C.) 

Minden, 13. Dezember. Heute Morgen gegen halb 12 Uhr kam 
Se. K. Hoh. der Prinz von Preußen mit dem gewöhnlichen Dienſt⸗Bahn⸗ 
zuge von Berlin hier an und wurde auf dem Bahnhofe von den Civil. 
und Militair⸗Behörden empfangen. In der Nähe des Bahnhofes waren 
die Truppen der Garniſon zur Inſpieirung aufgeſtellt. Nachdem der 
Prinz die Fronte heruntergegangen war, wobei er mit lautem Hurrah 
begrüßt wurde, defilirten die Compagnieen zugweiſe vorbei. Es befanden 
ſich darunter auch zwei Campagnieen des berliner Landwehr-Bataillong, 
welches bei ſeiner Zuſammenziehung und ſpäter ſich ſo renitent gezeigt 
und ſo unwürdig aufgeführt hatte (zwei Compagnieen wurden bekanntlich 
entwaffnet nach den alten Provinzen zurückgeführt, zwei blieben in Minden 
zurück und haben ſich ſeit jener Zeit muſterhaft betragen). Nachdem der 


Vorbeimarſch geendet, ließ der Prinz halten und dieſe beiden Compagnieen 


Front machen, dann ſprach er dieſelben etwa in folgender Weiſe an: „Ihr 
habt den Wunſch ausgeſprochen, gegen den Feind geführt zu werden, um 
die Schmach abzuwaſchen, mit melcher ihr das Ehrenkleid des preußiſchen 
Wehrmannes befleckt habt; es hat mir große Freude gemacht, dieſen 
Wunſch von euch zu vernehmen, und mehr noch, von euern Vorgeſetzten 
zu hören, daß ihr euch vorzüglich geführt habt. Es hat ſich keine Gele⸗ 
genheit geboten, euern Wunſch zu befriedigen, denn in der Verfaſſung, in 
welcher ihr damals waret, konnte man es nicht wagen, eine ſo außer aller 
Zucht und Ordnung befindliche Truppe mit in den Feldzug zu nehmen / 
ich werde es aber euerm Könige ſagen, wie ihr euch gebeſſert habt, und 
er wird ſich freuen, wenn ich ihm dieſe frohe Botſchaft mittheile; aber 
nun frage ich euch, ihr Wehrmänner! iſt es auch euer ernſtlicher Wille, 
durch die That zu zeigen, daß ihr euern Fehler erkannt habt, und daß ihr 
vor dem Feinde den Schandfleck tilgen wollt, den ihr auf euch geladen 
habt? Wollt ihr dies, fo antwortet mir mit Ja!“ Die Compagnieem ber 
antworteten die Frage mit einem lauten Ja, dem man es anhörte, daß es 
aus dem Herzen kam, und ich habe viele Wehrmänner geſehen, denen die 
hellen Thränen in den Bart herunterrannten, ſo hatte ſte dieſe Anſprache 
ergriffen; auch der Prinz ſelbſt ſchien gerührt, und als er nun raſch und 
kurz: „Es lebe der König!“ ausrief, wollte der Jubel nicht enden, mit 
welchem die Wehrmänner in das dreimalige Hurrah eo 30 
(Köln. Z.) 
Köln, 17. Dezember. Se. Königl. Hoh. der Prinz von Preußen 
traf geſtern Mittags gegen 1 Uhr mit dem mindener Bahnzuge von Düſ⸗ 
ſeldorf hier ein und begab ſich nach kurzem Aufenthalte im Regimentsge⸗ 
bäude auf der rheiniſchen Bahn nach Aachen. Dort ſind von der Bürgers 
ſchaft Feſtlichkeiten ihm zu Ehren vorbereitet. Heute Abends giebt die 
Stadt einen Ball; morgen wird der Prinz die Inſpektions⸗Reiſe nach Für 
lich fortſetzen, ſich dann über Reuß nach Düſſeldorf und von dort nach 
Elberfeld, Barmen und Iſerlohn begeben. 95 (Köln, 3) 
Dresden, 17. Dezember. Erſte Kammer. Die heutige Sitzung 
war eine ſehr bewegte. Es galt dem Amneſtieantrag, der in folgende 
Faſſung angenommen ward: ; 1580 5 N 
Im Verein mit der Aten Kammer bei Sr. Maj. dem Könige ſich zu 
verwenden, daß Allerhöchſtderſelbe kraft der in §. 52 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde begründeten Abolitonsbefugniſſe den in den Maiaufſtand verfloch⸗ 
tenen Perſonen, möge die Unterſuchung wider fie eingeleitet worden ſein 
oder noch nicht begonnen haben, mit Wiedereinſetzung in ihre politiſchen 


Ehrenrechte eine Amneſtie in möglichſt weiter Ausdehnung huldreichſt an⸗ 
Staats-⸗Miniſter Dr. Zſchinel? 


gedeihen laſſen wolle. 


Vor Beginn dieſer Berathung hatte ate 
die Annahme, daß ein kürzlich don ihm erwähnter Beſchluß vom 3. Ja 


nuar in Betreff der Nichtvollziehung erkannter Todegſtrafen noch fortwir⸗ 


kende Kraft habe, dahin berichtigt, daß ſich dieſer Beſchluß nur auf die 
bis zum 3. Januar erkannten Todesſtrafen erſtrecke. 

Leipzig, 12. Dezember. Ein Theil der hieſigen Studentenſchaft der 
abſichtigt, den bekannten Philoſophen Ludwig Feuerbach zu erſuchen, im 
nächſten Halbjahre Vorleſungen über ſein Syſtem hier zu halten; das Ho 


norar ſoll durch Subſeription gedeckt werden. D. A. > 
Deſſau, 17. Dezember. Ueber das Befinden Ihrer Königlichen 


Hoheit der Frau Herzogin ſind heute folgende Berichte veröffentlicht 


worden: „ 

die Nacht hindurch ziemliche 
Ruhe ſtatt; nur zeitweiſe wurde ſie durch Kopfweh und Fieber, das aber 
ſtets mäßig blieb, unterbrochen. Die Lähmung iſt noch unverändert, doch 
ſchien es, als wenn die wenigen Worte, welche geſprochen wurden, etwas 


Dr. Kurtz. 
Der Geheime Medizinal⸗Rath Dr. Schönlein war heute hier, doch 


verlautet nichts Sicheres über ſein Urtheil. (Con 3335. 
eſſau, 18. Dezember, Abends 6 ½% Uhr. Der Zuſtand Hach m 


ansgegebenen Berichte hat die Empfänglichkeit gegen äußere E 

9 und zum Sprechen hat die Hohe Kranke ſelbſt keinen 1 

gemacht. (M. 
Correſp. ent“ 
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Braunſchweig, 15. Dezember. In einem, Ne infpweigifher 


würdigem Vernehmen nach kann darauf erwiedert werden, 


die Anſicht des 


einer dieſer Souveränetätsveräußerungen 


itai it. ußen und 
„tere fire Dre 5 'oteſtation die Rede. Glaub⸗ 


wegen bei verſchiedenen Höfen eingereichten 


Abtretung der. Militairhoheit weder geſchehen iſt, noch geſchehen wird. 
Wohl aber ſcheinen Unterhandlungen über eine Militairkonvention mit 
Preußen in zum Theil ähnlicher Weiſe wie mit Mecklenburg⸗Schwerin 
ſtattzufinden, und ſich dem faſt allgemein gewünſchten Abſchluſſe zu nä⸗ 
hern, ohne daß man, wie der hannoverſche Correſpondent zu beſorgen 
ſcheint, ſich diesſeits zu einem mediatiſirten Lande degradiren oder ſonſt 
auf eine auffallende Weiſe Preußen in die Arme werfen will. Eine ſolche 
Convention ſcheint vielmehr nichts weiter als eine zweckmäßigere taktiſche 
Feſtſtellung der hieſigen Militairverhältniſſe und geradezu das Gegen⸗ 
theil von dem zu beabſichtigen, was man in Hannover zu 1 8 a 
oſſ. Z. 

17. Dezember. Die Meckl. Ztg. ſchreibt: Das hier 
auftauchende Gerücht, es ſei auch von Seiten des Kaiſers von Oeſterreich 
ein Proteſt gegen das Staatsgrundgeſetz eingegangen, iſt vollkommen un- 
gegründet. Man hat Gewicht darauf gelegt, daß der preußiſche Proteſt 
nicht beim Geſammtminiſterium, ſondern bei Sr. Königl. Hoheit dem 
Großherzoge eingegangen ſei. Es konnte nicht wohl anders ſein, da nicht 
das Königl. preußische Miniſterium, ſondern Se. Majeſtät der König von 
Preußen der Abſender war. Der contraſignirte Proteſt war einem aller- 
höchſt unde en Handſchreiben beigelegt. Es läßt ſich alfo daraus auf 

önigl. preuß. Miniſteriums über die Stellung des hieſi⸗ 
gen durchaus kein Schluß ziehen. N i 


Noſtock, 14. Dezember. Auf dem geſtern hier abgehaltenen Han⸗ 
dels ⸗Kongreſſe waren faſt alle Städte von Mecklenburg Schwerin durch 
Deputirte oder durch Vollmacht vertreten. Auf der Tagesordnung war 
Berathung eines von dem Comité vorgelegten Antrages auf Regelung der 
mecklenburgiſchen Zollverhältniſſe, dahin gehend, daß a) hohe Landes- Re⸗ 
gierung erſucht werde, mit den Regierungen der dem Steuerverein ange 
börigen Staaten über Herbeiführung einer Handels- und Zoll⸗Union des 
deutſchen, bisher vom Zollverem noch nicht ergriffenen Nordens auf Grund⸗ 


Schwerin, 


lage niedriger Finanzzölle in Unterhandlung baldmöglichſt zu treten, 


b) hohe Landes⸗Regierung angegangen werde, für die vorausſichtlich län⸗ 
gere Dauer der Friſt bis zum Abſchluſſe der betreffenden Unterhandlungen 
auf Grundlage der jetzt beſtehenden mecklenburgiſchen Zollgeſetzgebung ein 
Proviſorium mit folgenden Modifikationen eiatreten zu laſſen, daß erſtens 
die bisher beſtandenen, den Handel lähmenden Binnenzölle, die Nachbe⸗ 
La der über Roſtock und Wismar eingehenden Waaren in den 
andſtädten und die Landzölle fortan in Wegfall kommen: zweitens, die 
bisher geſtatteten Zoll» Exemtionen der Privaten abgeſchafft werden, und 
endlich drittens die Seeſtädte Roſtock und Wismar befugt werden, zoll⸗ 
freie Eutrepots zu halten. — Die Debatten über dieſe Anträge waren 
intereſſant und mitunter lebhaft, und endeten mit Annahme ſowohl der 
Statuten als des Vorſchlags wegen der Eingabe an die Regierung. 


B.⸗H.) 

Aus Mitteldeutſchland, 16. Dezember. In den deutſchen An⸗ 
gelegenheiten beginnt der Nebel, welcher den Horizont umzog, ſich zu ver⸗ 
kheilen, und wir ſchauen klarer und ruhiger darein. Die öſterreichiſche 
Verwahrung‘ gegen die möglichen Folgen . Einberufung des Erfurter 
Reichstags, in einer Depeſche des Fürſten Schwarzenberg an den kaiſerl. 
Geſandten in Berlin, Hrn. v. Prokeſch, vom 28. November war von einer 
fo freundlichen und bundesgenöſſiſchen Note begleitet, es war darin in fo 


bverföhnlichen und unverletzenden Worten der Schritt entſchuldigt, welchen 


möglicherweiſe der Partei der Revolution neue Nahrung geben, und der 


das Wiener Cabinet zu thun für nöthig hielt, daß die lächerlichen Vor⸗ 
herſagungen und Zeitungsgerüchte von der nähern oder fernern Eventualität 
eines Krieges zwiſchen Oeſterreich und Preußen damit — und hoffentlich 
Ein für alle Mal — zu Boden fallen. Was man für eine Drohung aus⸗ 
gegeben, war die öſterreichiſche Vorausſicht, der Erfurter Reichstag konne 


darauf gebaute Entſchluß, alsdann feine Macht zur Unterdrückung derſelben 
aufzubieten. — Preußen fürchtet dieſe Eventualität nicht; es hält ſich, 


im Gegentheil, überzeugt, daß durch ein Eingehen in die vernünftigen und 
berechtigten Anſprüche der Nation der Revolution am beſten entgegen⸗ 


gearbeitet werde, und hat entfernt nicht die Abſicht, die Rechte der übrigen 
Bundesſtaaten zu verletzen. Dieſes und die Wahrung ſeiner Rechte und 
der der verbündeten deutſchen Staaten auf Grund des Art. XI der deut⸗ 
ſchen Bundesacte und beſonders des Schlußſatzes von Art. VI der Wiener 
Schlußacte, ganz abgeſehen von der ebenfalls offen gehaltenen Frage, 
weiche Theile des alten Bundesrechts noch zu Recht beſtehen, nachdem der 
Bundestag mit allſeitiger Zuſtimmung aufgehoben, Oeſtreich, ohne Einrede 
irdend eines deutſchen Staates, in ſeiner Verfaſſung vom 4. März Ein 
ſtaats rechtliches Band um alle ſeine Provinzen gezogen, Preußen dagegen 
mit ſeiner ganzen Macht in den Bund eingetreten iſt, — wird auf das 
klarſte, in ernſter Haltung und wohlwollender Sprache in einer Depeſche 
des königl. preußiſchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten, Hrn. 
v. Schleinitz an den königl. Geſandten in Wien, Hrn. Grafen v. Bernſſorff 
vom 12. dieſes Monats auseinander geſetzt. Angefügt iſt dieſer ausführ⸗ 


lichen Depeſche eine beſondere Rechtsausführung, welche keinen Zweifel mehr 


über die Rechtmäßigkeit des preußiſchen Verfahrens übrig läßt. Der 


königl. preußiſche Geſandte hat eine Abſchrift dieſer Depeſche dem Hrn. 


Fürſten von Schwarzenberg zurück zu laſſen, ſo wie eine, dem verſöhnlichen 
Tone der neueſten öſterreichiſchen Depeſche entſprechende Note. 
Ich zweifle nicht, daß ihre Leſer dieſe Mittheilung mit Freude auf⸗ 


nehmen werden, da das preußiſche Cabinet in jenem Aktenſtücke nicht nur 


ſein und ſeiner Mitverbündeten Rechte wahrt, ſondern ſich auch entſchieden 


die Verpflichtung anerkennt, auf dem betretenen Wege fortzufahren. Ich 


„heile Ihnen dieſes von hier aus mit, da mir zweifelhaft iſt, ob die königl. 
preußiſche Regierung in der nächſten Zeit das denkwürdige Aktenſtück 13 


öffentlichen wird. 


Doch dürften Sie meiner Mittheilung den vollſten 
Glauben ſchenken. 0 N . (Conf. 300 


Stuttgart, 14. Dezember. Man kann es ſich nicht verhehlen, das 
Miniſterium hat in der gegen Sitzung der Kammer eine ernſtliche Nie⸗ 
derlage, und zwar auch in den Augen feiner politiſchen Freunde, erlitten. 
= von dem Vorſtande der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn von 

ächter Spittler, in der vorhergehenden Sitzung der Kammer ge⸗ 
machte Aeußerung, daß die erſte Kammer noch zur Zeit zu Recht be⸗ 
3 5 war, wie ich Ihnen ſchon ſagte, der ſtaatsrechtlichen Commiſſion 
zur Berichterſtattung übergeben worden. Der in der geſtrigen Sitzung 


daß eine ſolche 


5 ehe am 17 5 0 
betheiligen und es iſt eine tüchtige Betheiligung ſehr zu wünſchen. Dem 
Vernehmen nach hat auch der hieſige Stadtrath bereits den sing ge⸗ 


erſtattete Bericht enthält, nachdem er, geſtützt auf das Wahlgeſetz 
vom 1. Juli, klar nachgewieſen, daß die gegenwärtige Verſammlung die 
einzige zu Recht beſtehende Landes - Vertretung ſei, bis eine von ihr zu 
Aa neue Stände⸗Verſammlung zu Stande gekommen, den wörtlichen 
ntrag: ö 
Die zur Reviſion der Landes ⸗Verfaſſung einberufene Verſammlung 

von Volks⸗Vertretern möge der Staats ⸗ Regierung in einer beſonders zu 


entwerfenden Adreſſe erklären: 1) die durch die Verfaſſung son 1819 feſt⸗ 


geſetzte Landes⸗Vertretung iſt nach den eingeführten Geſezes⸗Beſtimmun⸗ 
gen für immer aufgehoben; 2) die nach dem Geſetze vom 1. Juli gewählte, 
beziehungsweiſe im Falle der Auflöſung nach demſelben Geſetze zu er⸗ 
neuernde Landes ⸗Verſammlung iſt die einzige Vertretung des Landes, bis 
durch Verabſchiedung zwiſchen der Regierung und der Landes⸗Verſammlung 
eine neue Landes⸗Vertretung zu Stande gekommen fein wird; 3) ein Mi⸗ 
niſterium, welches unternehmen ſollte, gegen die klare Beſimmung der 
Grundrechte und des, einen Theil des württembergiſchen Verfa ſangsrechtes 
bildenden Geſetzes vom 4. Juli d. J. zu handeln, würde eines offenbaren 
Verfaſſungs⸗ und Geſetzesbruches ſich ſchuldig machen. 

Nach einer langen Debatte wurde, wie Sie ſchon wiſſen werden, die⸗ 
ſer Antrag mit 57 gegen 6 Stimmen angenommen. Dieſe Niederlage iſt 
im Sinne des Miniſteriums um ſo mebr zu beklagen, als dieſelbe ohne 
allen Grund unvorſichtiger Weiſe herbeigeführt wurde. Was hat daber 
das Miniſterium mit dieſem ganzen Streite herbeigeführt? Es hat 
ſich viele Gegner erworben, welche bisher ſeine Anhänger waren, es hat 
dag Mißtrauen aller derer hervorgerufen, welche entſchiedene Gegner der 
erſten Kammer ſind (und die Zahl dieſer iſt in unſerem Lande unendlich 
groß), es hat ferner ſeinen Gegnern in der Kammer einen glänzenden Sieg 
verſchafft, und endlich hat es, entſchieden gegen ſein Intereſſe, die unver⸗ 
meidliche Auflöſung der Kammer um Vieles beſchleunigt und für dieſen 
Fall die Demokraten mit einem gefährlichen Agitationsmittel bereichert. 

Köln. Z. 

Darmſtadt, 16. Dezember. Wie man hört, ſoll in 5 Arge das 
Ergebniß der Einkommenſteuer veröffentlicht werden. Es iſt wahrhaft 
kläglich ausgefallen. Außer den Beſoldungen der Beamten und Offiziere 
hat ſich in unſerm Lande ein auffallender Mangel an Einkommen oder ein 
ee Ueberfluß an Gewiſſenloſigkeit bei den Declarationen heraus- 
geſtellt. 

Gießen, im Dezember. Wegen der bekannten ſchamloſen Beleidi⸗ 
gungen, welche im September beurlaubten Soldaten hier widerſuhren, hat 
das Stadtgericht am 1. Dezember gegen 22 Perſonen, worunter 12 aus 
Gießen, Gefängnißſtrafen erkannt. (Darmſt. Z.) 

Hanau, 11. Dezember. Mit der Vollendung der Main⸗Weſerbahn 
und dem Wiederangriff der baieriſchen Bahn über Aſchaffenburg zur Reichs⸗ 
geek iſt die Erbauung einer Eiſenbahn von Hanau über Fulda zum 

uſchluß an die Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn eine Lebensfrage für die 
Bezirke Hanau und Fulda geworden, denen namentlich durch den Ausbau 


e Bahn der ſie belebende Verkehr abgeſchnitten zu werden 
droht. 


Seitens der Stadt Fulda iſt nun an alle bei dieſer Frage in⸗ 
tereſſirten Städte die Aufforderung ergangen, ſich an einer desfalls zu 
d. M. ſtattfindenden Berathung und Beſchlußnahme zu 


faßt, die erwähnte Berathung zu beſchicken. (Han. 2. 
Frankfurt a. M., 17. Dezember. Seit geſtern Aben i 
ſämmflichen Mitglieder der Bundes- Conmiſſon en tie 
— Die Abreiſe des Erzherzogs Johann iſt vorläufig den 27. d. M. 
anberaumt, wofern es das Befinden der Familie Sr. Kaiſerl. Hoheit ge⸗ 
ftatten ſollte, die etwas beſchwerliche Reiſe nach Grätz alodann anzutreten. 
Die an das deutſche Volk gerichtete Anſprache des Erzherzogs hat zwar 


bereits die Preſſe verlaſſen, ſoll aber erſt nach dem Uebergabeakte zur öf⸗ 
0 


fentlichen Kenntniß gebracht werden. 


Oldenburg, 14. Dezember. Folgendes Miniſterium iſt gebildet: 
Juſtiz: C. D. v. Buttel, Inneres: Frh. C. d. Berg, Arne W. v. 
Eiſendecher, Finanzen: A. C. F. Krell, Krieg: D. B. Römer. Letzterer 
gehörte dem bisherigen Miniſterium an, hat aber an den politiſchen Akten 
deſſelben wohl geringeren Antheil gehabt, als die übrigen. Mehr als der 
ſeinige bürgt wohl noch der Name Buttels dafür, daß die deutſche Politik 
der Staatsregierung die bisherige ſein wird. Das Wort, das er nach 
ſeiner Rückkehr von Frankfurt pra und das ihm, einem Altliberalen, 
die Demokratie oft wieder vorgeführt hat, lautete: „Iſt es nicht anders 
möglich zur endlichen Einheit Deutſchlands zu gelangen, ſo will ich mir 
auch den Despotismus gefallen laſſen.“ Es war ein durch den Moment 
vielleicht verſchärfter Ausdruck, aber er bezeichnet nicht unrichtig den Mann, 
der in dem neuen Miniſterium den Vorſitz und allein die Benennung 
85 ENG Ba 
„ In Bezug auf unſer neues Miniſterium muß ich Ihnen nachträg⸗ 
lich bemerken, daß auch der bisherige Geh. Regen im ee 
von Eiſendecher, gleich dem Kammerrath Krell mit dem Titel Miniſterial⸗ 
rath, als fünftes Mitglied für die auswärtigen Angelegenheiten in das 
Miniſterium eingetreten iſt. f 

— Herr von Bally iſt mit Aufträgen des Reichsverweſers in dieſen 


„N. 


Tagen hier geweſen. 


Fleusburg, 15. Dezember. Hier iſt folgende Polizei ⸗Verordnu 
erſchienen: Zum Zwecke der Aufrechthaltung der Heben wird nicht 1 
lein der Gebrauch ſogenannter ſchleswig⸗ holfteinifcher Fahnen und Uni⸗ 
formen, ſondern auch das Tragen der ſogenannten ſchleswig⸗ holſteiniſchen 
Bänder und Kokarden, auf den Straßen und an öffentlichen Orten, im 
Polizei⸗Diſtrikte der Stadt Flensburg hierdurch ausdrücklich verboten. Das 
Militair und die Polizei⸗Beamten werden diejenigen, welche dieſem Ver⸗ 
bote zuwiderhandeln ſollten, zur gefänglichen Haft bringen. Flensburg 
den 14. Dezember 1849. Die Oberpolizeibehörde. L. Schrader. 


e 5 . 

eſth, 13. Dezember. Es ſind nur noch vier Deputirte in Gewahr⸗ 
ſam: Nyary, deſſen Freilaſſung ſich alſo nicht beſtätigt, Joſef a 
Murgu (ein Walache und ſonderbarer Weiſe Apoſtel für die beabſichtigte 
Gründung eines daco⸗romaniſchen Reiches) und Stephan Fiath. Graf 
Georg Karolp iſt zu dreimonatlichem Profoſſenarreſt und 150,000 Fl. 
verurkheilt. Der Arreſt wurde ihm jedoch erlaſſen. Man glaubt, er 
hätte es vorgezogen, wenn man ihm die Geldſumme erlaſſen hätte. Graf 


„ 


franzöſiſchen Truppen ergangener Tagesbefehl verbietet den Offtzieren, unter 
Androhung ſofortiger Ausſtoßung aus dem Regimente, in irgend einem 
Orte und in irgend einer Weise über Politik zu ſprechen.“ Wir haben 
dieſen Tagesbefehl nicht vor Augen; es iſt uns aber wahrſcheinlich, daß 
der Text deſſelben die Darſtellung des „Nazionale“ in bedeutendem Grade 

mobifteirt erſcheinen laſſen würde. 4 | 


‚Mom, 5. Dezember. Eine gewöhnlich ſehr gut unterrichtete Ae 
theilt mir als ganz poſitiv mit, daß der Papſt Ende dieſer oder Anfang 
künftiger Woche beftimmt hierher zurückkehren werde. Heute Morgen ganz 
frühe wurde der große Gallawagen Sr. Heiligkeit nach dem Vakikan ge⸗ 
bracht — in erwartungsvoller Freude hofft Rom auf die Beſtätigung die⸗ 
fer Nachrichten. Iſt der Papſt wieder in Rom, dann iſt die europaäiſche 
Frage mehr als halb gelöſet und wir können auf eine vollſtändig fried. 
liche Löſung hoffen. General Roſtolan hat das Großkreuz des Orden 
Pius IX. erhalten und alle Adjutanten ſind ebenfalls dekorirt worden. Als 
General Baraguap d'Hilliers die erſte Audienz bei Sr. Heiligkeit hatte, 
fragte ihn Pius IX., ob er verheirathet ſei? Der General bejahte, dar⸗ 
auf nahm der Papſt vier koſtbare, von ihm geweihte Roſenkränze und ver« 
ehrte fie ihm für feine Familie. General Baraguay d'Hilliers wird mit 
Herrn von Corcelles hierher zurückkehren. (N. Pr. 3.) 


Vermiſchte Nachrichten. 

Stettin, 17. Dezember. (te Sam des Gefhwornen- Gerichts.) 
Der Gerichtshof beſteht aus den früher Genannten. Rechtsanwalt Pfoten- 
hauer iſt Vertheidiger. Herr Aſſeſſor Wendt vertritt den Staatsanwalt. 
Zu Geſchworenen ſind erwählt: Beckmann, Jahnke, Didier, Güler, Mal- 
brane, Haug, Hüfenett, Wilsnach, Carow, Fiſcher, Heſſenland, Rohrbeck. 

„Der Angeklagte iſt der Schuhmacher Aug. Wilh. Petermann aus 

Pölitz, 37 Jahre alt, verheirathet, Vater eines Kindes, ſchon mehrfach 0 
früher beſtraft, einmal von einer Beſchuldigung ſchwerer Körperverletzung 
ſchon freigeſprochen. Die Anklage lautet: Verſuchter Todtſchlag gegen 
den Bruch⸗ und Forſtwärter Kronow aus Pölitz. Vor etwa 10 Jahren 
hatte derſelbe den Petermann wegen eines Forſtfrevels angezeigt und ebenſo 
im Herbſte v. J. gegen deſſen Pflegeſohn eine ähnliche Anzeige gemacht. 
Daß demnach zwiſchen Beiden eben kein freundliches Verhältniß beſtand, 
liegt nahe, indeß fehlen auch Beweiſe, daß ſich jemals eine Feindſeligkeit 
zwiſchen ihnen offenbart hätte. 

Der Petermann hatte am sten April d. J. in ſeiner Wohnung ein 
ziemliches Quantum Branntwein zu ſich genommen. Als er nun in der 
Nähe des Thores vor ſeiner Wohnung den eben zum Abgehen ſeines Forſt⸗ 
bezirks vorübergehenden Kronow, mit einem Gewehr bewaffnet, ſieht, hält 
er ihn an und bedrohet ihn mit thätlichem Angriffe mit den Worten: Du 
ſollſt niemand mehr pfänden, es iſt genug, Du mußt ſterben. Er dringt 
mit einem Stock auf den Kronow ein, verfolgt den Zurückweichenden mit 

einem Taſchenmeſſer und verſetzt demſelben einen wohlgezielten, kräftigen 
Stoß auf die Bruſt. Der Stoß dringt unterhalb des Halſes auf die linke 
Bruſt, durch die Weſte, gleitet aber zum Glücke an dem Knopfe der Unter⸗ 
jacke ab, der Kronow bleibt unverletzt bis auf eine Verwundung an den 
Fingern der rechten Hand, mit welcher Kronow den Stoß abzuwehren ſuchte. 
Petecmann's Frau eilt herbei und hält ihren Mann augenblicklich von wei⸗ 
tern Angriffen auf ven Baar zurüd, doch auf dem in der Nähe gelegenen 
Bauplatze dringt der Angeflagte nochmals mit dem Knittel auf den Kronow 
dein. Dieſer zeigt das Geſchehene ſogleich bei der Polizei an, Petermann 
wird verhaftet. 5 19 
Der Angeklagte wird aufgefordert, ſich über ſeine Schuld auszuſprechen, 
er behauptet aber, an jenem Tage dergeſtalt betrunken geweſen zu ſein, 
daß er ſich des Vorfalls nicht mehr erinnere. Die Zeugen beſtätigen das 
Verbrechen, nur bleibt unklar, in welchem Grade der Petermann betrunken 
und ob er noch zuxechnungsfähig geweſen ſei. } 2 7 
; Es wurden folgende Fragen an die Geſchworenen gerichtet: 1) Iſt f 
der Angeklagte ſchuldig, am ten April d. J. dem Forſt⸗ und Bruchwärler 
Kronow in der Nähe des Pölitzer Seethores mit einem Meſſer einen Stoß 
in die Bruſt verſetzt zu haben, der jedoch am Knopf der Unterjacke ab⸗ 


glitt, in leidenſchaftlicher Aufregung mit der Abſicht, ihn zu tödten? 2) Iſt 
er ſchuldig, dem Kronow am Sten April d. J. mit einem Meſſer einen 
8 7 70 gegeben zu haben mit der Abſicht, ihm eine ſchwere Körperverletzung 
beizubringen ö 0 
Die Geſchworenen verneinten die erſte und bejahten die zweite groge 
Der Gerichtshof verurtheilte den Angeklagten zu 6 Monat Zuchthaus. 5 
Stettin, 20. Dezember. Das anhaltende Thauwetter und der zum 
Theil ſtromweiſe fallende Regen hat die Oder auf Stellen bereits erb net, 
das Haff iſt nicht mehr mit Sicherheit zu betreten. | 


Gedeon Radaß's Urtbeil auf zwei Jahre wurde auf dem Wege der Gnade 
5 einem einjährigen Profoſſenarreſt gemildert. — Dieſer Tage iſt eine 

eputation von Bauern aus Ober Linbach nach Wien gereiſt, um für 
te Gutsherrn, den Grafen Leopold Nadasdy, beim Kaiſer Gnade zu 
erbitten. a n 

— Der Breslauer Zeitung ſchreibt man: Graf Nobili iſt als Chef 
des Generalſtabs beim Armeekorps im Vorarlberg mit geheimen Inſtruk⸗ 
tionen ins Hauptquartier nach Imſt abgegangen. Die Beſtimmung der 
beiden Armeekorps in Böhmen und Tyrol iſt jetzt kein Geheimniß mehr, 
und ſind dieſelben beauftragt, ſobald die ſeparatiſtiſche Politik der Könige 
von Sachſen, Bayern und Württemberg im Volk eine Agitation zu Gun⸗ 
ſten des unter preußiſcher Aegide keimenden preußiſchen Bundes⸗Staates 
erwecken ſollte, wodurch dem dynaſtiſchen Willen ein Zwang erwachſen 
möchte, in jenen Staaten zur Aufrechthaltung des Hofſyſtems ſofort mit 
bewaffneter Hand einzuſchreſten. 


Frankreich. 


Paris, 16. Dezember. Die Sendung des Hrn. v. Perſigny nach 
Berlin iſt jetzt eine ausgemachte Sache: er rüſtet ſich zur Abreiſe, kündigt 
jedoch ſeine baldige Rückkehr an. In diplomatiſchen Kreiſen legt man viel 
Bedeutung auf die Inſtruktionen welche er empfangen wird oder bereits 
empfangen hat. Es iſt nämlich mehr als ein Gerücht, daß Louis Bona⸗ 
parte eine Allianz mit England und beſonders mit Preußen abſchließen 
will. Herr v. Perſigny iſt dahin inſtruirt, in Berlin mit allen Kräften 
hierauf hinzuarbeiten, und für jeden Fall ſogar Frankreichs Unterſtutzung 
in Betreff des engeren Bundesſtaates zuzuſagen. Ein hieſiger Staats⸗ 
mann, der zu den Wohlgeſinnteſten für Deutſchlands Einheit gehört, äu⸗ 
ßerte, als das Geſpraͤch auf jenen Gegenſtand fiel, feine Bedenken über 
den Plan des Präſidenten. Er bezweifelt nicht, daß es Louis Napoleon 
Eruſt ſei, iſt aber der entſchiedenen Ueberzeugung, daß die Majorität in 
der Verſammlung dazu nicht die Hand bieten werde und daß es auch hier⸗ 
bei, wie bei manchen anderen Plänen des Präſidenten, nur bei der perſön⸗ 
lichen Willenserklärung verbleiben dürfte. Ueberdies habe Frankreich genug 
bei ſich zu 1990 um noch fremden Intereſſen, deren Förderung mindeſtens 
ihm keinen Vortheil bringt, zu dienen. Es liegt hierin eine Warnung, die 
bei Ihnen nicht ganz verloren gehen ſollte. Im günſtigen Falle würde 
wohl nur Frankreichs Neutralität zu gewinnen fein. C. 3. 

— Der Moniteur enthält heute folgende, offenbar vom Präſidenten der 
Republik ſelbſt verfaßte Mittheilung: „Gewiſſe Schriftſteller, die ihre Re⸗ 
den in Galle zu tauchen ſcheinen, unterſuchen täglich mit einer boshaften 
Neugier die Vergangenheit derjenigen Perſonen, welche die Regierung zur 
Beſetzung der öffentlichen Aemter wählt. Dieſe Vergangenheit kommenti⸗ 
ren fie mit einer innigen Schadenfreude und entſtellen ſie oft durch die 
lügenhaften Auslegungen der niedrigſten Mißgunſt. Die Hand aufs Herz, 
wer iſt, nach drei Revolutionen in weniger als 40 Jahren, der Mann von 
einiger Erfahrung in den öffentlichen Angelegenheiten, deſſen Vergangen⸗ 
heit der Leidenſchaft der Tadler keinen Anlaß darbietet? Als ob die bloße 
Thatſache, ſeinem Vaterlande unter den vorigen Regierungen gedient zu 
haben, ein Verbrechen wäre. — Dieſes gehäſſige Verfahren wird nicht den 
Erfolg haben, den man ſich davon verſpricht. Der Neffe des Kaiſers 
wird unerſchütterlich bleiben. Er hat zur Richtſchnur ſeines Benehmens 
die Worte feines unſterblichen Onkels angenommen, der eines Tages im 
Staatsrath ausrief: „Durch eine Partei regieren, heißt ſich früher oder 
ſpaͤter in Abhängigkeit begeben.“ Man wird mich damit nicht fangen; ich 
gehöre der Nation ſelbſt an. Ich bediene mich Aller, die Fahigkeiten be 
ſitzen und den Willen hegen, mit mir zu gehen. Deshalb habe ich meinen 
Staatsrath aus Konſtituirenden, die man Gemäßigte oder Feuillants 
nannte, aus Ropaliſten, und endlich aus Jakobinern zuſammengeſetzt. Ich 
liebe die rechtlichen Leute von allen Parteien.“ — Unſere Leſer erinnern 
ſich der Angriffe, welche die republikaniſche Preſſe gegen den zum Geſand⸗ 
ten in St. Petersburg bezeichneten General de Caſtelbajac gerichtet hat. 
— Der heutige Moniteur bringt ein mehrere Seiten langes Regiſter von 
Ernennungen und Beförderungen in den Ehrenlegion. 

Paris, 16. Dezember, Abends. Durch Dekret des Präſidenten der 
Republik iſt die mobile Nationalgarde von Paxis aufgelöſt worden. 
Die Zurückberufung der ſpaniſchen Truppen aus Italien wird der 
Weigerung des Papſtes zugeſchrieben, den Verkauf der Nationalgüter zu 
genehmigen. en 5 

In Turin kennt man 118 Wahlen, worunter 74 Gemäßigte. a) 

Aus Konſtantinopel vom 29. Nov. wird berichtet, daß die ungariſche 
Frage geſchlichtet iſt. 1 sg ; 

Die öproc. Rente wurde heute bei Tortoni zu 91 F. 45 C. notirt. 
Paris, 17. Dezember. Die Rückkehr des Papſtes nach Rom 
zum 20ſten wird als definitin gemeldet. 
öproe. Rente 91, 60. Zproe. Rente 56, 25. (Conſt. Z.) 


ein ee; 


Rom, 5. Dezember. Der neue franzöſiſche Oberbefehlshaber hat 
ſich dem Vernehmen nach vor einigen Tagen zum Papſte nach Neapel 
begeben, um ſich demſelben in ſeiner doppelten Eigenſchaft, als General 
en chef und Botſchafter der franzöſiſchen Republik, oder vielmehr ihres 
Präſidenten, vorzuſtellen. Se. Heiligkeit ſoll jedoch fein Beglaubigungs⸗ 
ſchreiben nicht entgegen genommen haben, mit der beſtimmten Erklärung, 
daß zwar der Befehlshaber der franzöſiſchen Truppen im Staate gerne 
empfangen werde, ſein diplomatiſcher Charakter jedoch in keiner Weiſe 
anerkannt werden könne. Es iſt dieſe? achricht um fo wahrſcheinlicher, 
da es ſchon ſeit längerer Zeit hieß, das diplomatiſche Korps am Hofe des 
Papſtes 9270 einmüthig erklärt, mit dem neuen franzöſiſchen Geſandten 
in keine Verbindung treten zu können; man ſprach ſogar von einem förm⸗ 
lichen Proteſt, welcher gegen deſſen Sendung erlaſſen fei, oder noch erlaſſen 
werden ſolle. Es iſt gewiß, daß ein Geſandter an der Spitze eines Heeres 
gar zu ſehr an Napoleon erinnern würde. Daß unter dieſen Umſtänden an 
die vor nicht langer Zeit ſo ſicher gehoffte Rückkehr des Papſtes im Augen⸗ 
blick nicht mehr gedacht wird, bedarf wohl kaum der Erwähnung. (D. R.) 


* 


— 


——— 


Verkehr in der Provinz umfaſſen ſoll, fo wurd 


— Die franzöſiſchen Truppen in Rom befinden ſich unſtreitig in einer 
unangenehmen Lage. Seit ihrem Einzuge in die Stadt haben ſie, außer 
durch materielle Un bequemlichkeiten, durch die gereizte oder kalte Stimmung 
der römiſchen Bevölkerung viel zu leiden gehabt, und die peinliche, ſchiefe 
Lage, in welche die Politik ibrer Regierung ſie verſetzt hat, iſt ihnen 
gewiß oft ſehr empfindlich fühlbar geworden. Als Beiſpiel möge Folgendes 
dienen, was dem „Nazionale“ unterm 3. geſchrieben wird: „Ein an die 


zuverſichtlich wird in den nächſtfolgenden Jahren die Betheiligung und des 
Wetteifer in Neuvorpommern allgemein werden; dann wird die hieſige Ge“ 
werbe⸗Ausſtellung nicht hinter denen anderer großen Städte der Monarchik 
zurückſtehen. „, CConſt. 390 
Hierbei ein Provinzial» Anzeiger. 


